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Das sagen die Parteien
� Was wollen Sie dafür tun,
dass in Aachen mehr Woh-
nungen gebaut werden, auch
für Menschen mit geringem
Einkommen?

CDU
Die CDU setzt konsequent eine
Quote von 40 Prozent geförder-
ten Wohnung bei Neubauvorha-
ben um. Zusätzlich möchten wir

einen Sektor von preisgünstigem
Wohnen erhalten. Ein solches
Projekt wurde beispielsweise am
Eisenbahnweg realisiert.
Die CDU hat darüber hinaus das
Aachener Modell zur kommuna-
len Wohnungsbauförderung
etabliert. Dabei werden unter Zu-
hilfenahme des Erbbaurechts
Private gefördert, öffentlich ge-
förderte Wohnungen langfristig
anzubieten.

SPD
Bezahlbarer Wohnraum für alle
war für die SPD eines der drei
Hauptthemen in der Wahlperi-
ode 2014–2020. In der Koalition
aus SPD und CDU in Aachen hat
die SPD viele wohnungspoliti-

Am 13. September 2020 sind
Kommunalwahlen!

sche Initiativen angestoßen, die
Eingang in Beschlüsse im Aache-
ner Stadtrat und des Wohnungs-
und Planungsausschusses fan-
den. Besonders möchte ich hier
folgende Punkte hervorheben:
QQuuootteennbbeesscchhlluussss  ffüürr  SSoozziiaallwwoohh--
nnuunnggeenn:: Durchschnittliche Quo-
te von 30 Prozent (2014) 
EErrwweeiitteerruunngg  QQuuootteennbbeesscchhlluussss
ffüürr  SSoozziiaallwwoohhnnuunnggeenn:: Im Regel-
fall Aufstockung auf 40 Prozent
der Wohnfläche (Juni 2019) 
EErrwweeiitteerruunngg  ddeess  BBaauullaannddbbee--
sscchhlluusssseess  ffüürr  ddeenn  AAnnkkaauuff  vvoonn
GGrruunnddssttüücckkeenn  zzuurr  SSiicchheerrsstteelllluunngg
vvoonn  bbeezzaahhllbbaarreemm  WWoohhnnrraauumm::
Bei der Umwandlung in Bauland,
bei Vorhaben von mehr als 5.000
Quadratmetern, hat die Stadt
nun die Möglichkeit, 33 Prozent

des Bodens zum „planungsunbe-
einflussten“ Wert – d.h. unter
dem marktüblichen Bauland-

preis – vom Eigentümer zu er-
werben (Juni 2019). 
„„AAaacchheenneerr  MMooddeellll““  zzuurr  kkoommmmuu--
nnaalleenn  WWoohhnnuunnggssbbaauufföörrddeerruunngg::
Eine Kombination aus der Verga-
be von Erbbaurechten bei städti-
schen Grundstücken und Woh-
nungsbauförderung. Verpflich-
tet sich der Investor, auf dem
städtischen Grundstück 100 Pro-
zent öffentlich geförderten
Wohnraum zu schaffen und die-
sen für den vollen Zeitraum von
25 bis 30 Jahren in der Bindung
zu lassen und danach für weitere
20 Jahre die Mietpreise des öf-
fentlich geförderten Wohnungs-
baus zu garantieren, verzichtet
die Stadt auf die Zahlung des
Erbbauzinses von durchschnitt-
lich drei Prozent. Mit Hilfe dieses
Modells können in Aachen Woh-
nungen gebaut werden, die bis
zu 50 Jahre das Preisniveau von
Sozialwohnungen haben (Mai
2020). 
VVeerrggaabbee  vvoonn  BBaauuggrruunnddssttüücckkeenn
nnaacchh  wwoohhnnuunnggssppoolliittiisscchheerr
„„KKoonnzzeeppttqquuaalliittäätt““:: Durch die
Abkehr vom Höchstgebotsver-
fahren können Grundstücke an
den Investor vergeben werden,
der eine günstige Startmiete von
z.B. 6,30 Euro je Quadratmeter
garantiert, rollstuhlgerecht oder
für alleinerziehende Väter/Müt-
ter baut. Auch genossenschaftli-
che Wohnprojekte oder Bau-
gruppen können mit der Kon-
zeptvergabe gefördert werden. 
Diese Instrumente wollen wir
weiter konsequent anwenden
und das „Aachener Modell“ aus-
bauen, um noch mehr sozialen
und bezahlbaren Wohnraum für
alle in Aachen zu schaffen. Hier
stellen wir drei konkrete Maß-
nahmen in den Vordergrund: 
1. Die eingestellten Mittel und die
Bewirtschaftungsphilosophie der

Aachen ist eine der wenigen Städte in
NRW, die mit Bevölkerungszuwachs
rechnen kann. Sicheres bezahlbares

Wohnen ist ein elementares Bedürfnis
aller Menschen. Dessen Durchsetzung

ist Aufgabe der Kommunalpolitik. 
Der Mieterverein Aachen hat die Ober-

bürgermeisterkandidaten zu ihren Vor-
stellungen über die künftige Wohnungs-
politik in Aachen befragt. Den vollstän-
digen Fragenkatalog finden Sie auf un-

serer Homepage www.mieterverein-
aachen.de unter der Rubrik „Aktuelles“.
Wichtig ist auf jeden Fall, am 13. Septem-

ber 2020 wählen zu gehen!

HHaarraalldd  BBaaaall  ((CCDDUU))

MMaatthhiiaass  DDooppaattkkaa  ((SSPPDD))
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Bodenvorratspolitik erreichen
noch nicht den von uns ge-
wünschten Standard. Deshalb
muss die bestehende Haushalts-
position in eine eigene Einheit
(eventuell eine städtische Gesell-
schaft) überführt werden. Darü-
ber hinaus muss die Vorratshal-
tung aufgebaut und mit einer er-
heblich längeren Perspektive be-
trieben werden. 
2. Die gewoge verfügt über alle
erforderlichen Kompetenzen
und Erfahrungen, um ein kom-
munales Wohnungsbaupro-
gramm umzusetzen. Wir wollen
ein entsprechendes Programm
aufsetzen und der gewoge die
Flächen im „Aachener Modell“
zur Verfügung stellen. Damit ist
sichergestellt, dass die Wohnun-
gen langfristig in der Sozialbin-
dung bleiben und nach Ablauf
dieser der Stadt Aachen zufallen. 
3. Wir wollen genossenschaftli-
chen Wohnungsbau fördern und
langfristig als „dritte Säule“ im
Aachener Wohnungsmarkt etab-
lieren. Insbesondere kann das
2019 in Aachen eingeführte In-
strument der „Konzeptvergabe“
dazu genutzt werden, gemein-
wohlorientierten genossen-
schaftlichen Wohnungsbau mit
dauerhaft günstigen Mieten zu
einer nennenswerten Größe auf
dem Wohnungsmarkt zu ma-
chen. 

Bündnis 90/Die Grünen
Wir brauchen ein breites Bünd-
nis, um in kurzer Zeit geförderte,
preiswerte Wohnungen zu schaf-
fen. Die Liegenschaftsverwal-
tung der Stadt Aachen hat in ih-
rer Potenzialanalyse städtische
Flächen identifiziert, die rasch
und effizient bebaut werden
können. Auf diesen Flächen
könnte die Stadt Aachen wieder
selbst aktiv werden und Woh-
nungen bauen lassen, denn
städtische Wohnungen sichern
langfristig preiswerten Wohn-
raum. Natürlich kann die Stadt
alleine die aktuelle Wohnungs-
not nicht auffangen, so dass
auch Potenzialflächen durch die
gewoge und private Investoren

als geförderter Wohnungsbau
bebaut werden sollten. Hier
bleibt zu beachten, dass diese
Flächen nicht verkauft, sondern
nur in Erbpacht vergeben wer-
den, um die Flächen langfristig
in städtischer Hand zu behalten.
Auch die Entwicklung großer
Wohnungsbauprojekte wie der
Richtericher Dell sollten be-
schleunigt werden.
Parallel hierzu sollten Maßnah-
men zur Verdichtung im Be-
stand, z.B. durch Aufstockun-
gen, Schließen von Baulücken
oder den möglichst flächende-
ckenden Ausbau von Dachge-
schossen intensiviert werden, da
diese Maßnahmen meist sehr
schnell umgesetzt werden kön-
nen. Das Beispiel Zeppelinstraße
zeigt, dass die Umwandlung von
Speichern in Wohnraum sehr ef-
fizient sein kann. So entstehen
im Zuge von Renovierungsmaß-
nahmen einer städtischen
Wohnanlage 35 (20 Prozent)
neue Wohnungen. 

Die Linke
Seit längerer Zeit wird auf dem
privaten Wohnungsmarkt viel
gebaut. Die meisten Wohnungen
sind jedoch für Menschen mit ge-
ringem Einkommen nicht be-
zahlbar. Um mehr preiswerten
Wohnraum zu schaffen und die-
sen auch langfristig zu sichern,
müssen Stadt und gewoge ihren
Wohnungsbestand erhöhen. Da-

zu müssen alle verfügbaren städ-
tischen Baugrundstücke genutzt
werden. Darüber hinaus muss
viel konsequenter das städtische
Vorkaufsrecht angewendet wer-
den, um in den Besitz von Grund-
stücken und Immobilien zu ge-
langen.
Völlig unverständlich ist, warum
landeseigene Grundstücke – wie

das Areal des ehemaligen Stra-
ßenbauamts NRW an der Karl-
Marx-Allee – zu Höchstpreisen
privaten Investoren angeboten
werden. Hier fordert die Linke
bereits seit Jahren eine Übertra-
gung an die Stadt. Ein Brief unse-
rer Fraktion an Ministerpräsi-
dent Armin Laschet in dieser An-
gelegenheit bleibt seit Monaten
unbeantwortet.

FDP

Die FDP fordert die deutliche Er-
höhung der Ausweisung neuer
Baugebiete in ausreichender
Zahl, denn der Kern des Pro-
blems ist der erhebliche Mangel
an Baugrundstücken. Die Nach-
verdichtung ist in der Innenstadt
nur in wenigen Vierteln möglich
und stößt teilweise auf den Wi-
derstand der dortigen Bevölke-
rung. Zudem sind ausbaufähige
Dachgeschosse kaum vorhan-
den. Günstiger und für alle Mie-
terinnen und Mieter erschwingli-
cher neuer Wohnraum kann nur
durch eine deutliche Erweite-
rung des Angebots geschaffen
werden. Zur Überwindung der
angespannten Situation auf dem
Wohnungsmarkt muss Woh-
nungsbau auch für private Bau-
herrn und Investoren weiter
wirtschaftlich sein.

Piraten
Der Boden in Aachen wird sich
nicht vermehren lassen und die
Nachfrage danach ist heute

schon nicht zu decken. Um mehr
Menschen Wohnraum zu bieten,
muss daher der Fokus in Zukunft
auf der Nachverdichtung liegen,
die möglichst ohne weiteren Flä-
chenverbrauch auskommt. Da-
mit sich Menschen mit geringem
Einkommen auch in Zukunft
Wohnraum in Aachen (Innen-
stadt) leisten können, wollen wir
alle Anstrengungen fördern, die
Wohnraum dem Spekulations-
markt entziehen und soziale

SSiibbyyllllee  KKeeuuppeenn  
((BBüünnddnniiss  9900//DDiiee  GGrrüünneenn))

LLeeoo  DDeeuummeennss  ((DDiiee  LLiinnkkee))

WWiillhheellmm  HHeellgg  ((FFDDPP))

MMaatttthhiiaass  AAcchhiilllleess  ((PPiirraatteenn))
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Durchmischung fördern, wie ge-
nossenschaftliches Wohneigen-
tum und Wohnungen in öffentli-
cher Hand.

UWG
1. Erhöhung der Quote für sozial
gebundenen Wohnraum auf 66
Prozent (zwei Drittel) bei Investi-

tionsvorhaben von mehr als drei
Wohnungen
2. Ausbau und Förderung unter-
schiedlicher Wohnformen
(Mehrgenerationenhäuser, „Al-
ten-WGs“, Tiny Houses)
3. Besonders nicht sanierte Alt-
bauwohnungen müssen bei Sa-
nierung/Modernisierung im
Blick behalten werden, da hier
besonders günstiger Wohnraum
(teils noch weit unter dem der so-
zial gebundenen Flächen)
schrittweise aus den Stadtvier-
teln verschwindet. Hier muss die
Stadt mit besonderen Moderni-
sierungsprogrammen eingrei-
fen, die nicht über die Miete refi-
nanziert werden.

� Die gewoge als städti-
sches Wohnunternehmen
hat auf dem Aachener Woh-
nungsmarkt eine große Be-
deutung. Wie beurteilen Sie
die bisherigen unternehme-
rischen Tätigkeiten der ge-
woge im Hinblick auf den
Wohnungsmarkt und Woh-
nungsbau. Sehen Sie hierbei
noch zusätzlichen Hand-
lungsbedarf?

CDU
Die gewoge betreibt eine aktive
Wohnungspolitik, indem sie
selbst viele Wohnungen neu er-
richtet. Zusätzlich ist sie bei der
Sanierung sehr gut unterwegs.
Damit erfüllt die gewoge die Er-
wartungen, die die Stadt an ihr
Wohnungsunternehmen haben
kann.

SPD
Die gewoge hat sich in den letz-
ten Jahren stark auf den Bau öf-
fentlich geförderten Wohnraums
konzentriert. Diese Entwicklung
haben wir stets gefordert und un-
terstützt. Das hat einen enorm
positiven Einfluss auf die Ent-
wicklung der Mieten in Aachen.
Aus diesem Grund wollen wir die
gewoge auch in Zukunft stärken
und zu einem noch größeren Ak-
teur auf dem Aachener Woh-
nungsmarkt machen.

Bündnis 90/Die Grünen
Die gewoge hat in den letzten
Jahren wieder stärker in den Bau
von preisgünstigen Wohnungen
investiert und dabei ausgezeich-
nete Arbeit geleistet. Im Schnitt
wurden etwa 100 Wohnungen
pro Jahr, viele davon im geför-
derten Sektor, geschaffen. Die
gewoge ist allerdings kein rein
städtisches Unternehmen. Als
Aktiengesellschaft muss sie sich
im Wettbewerb mit anderen Un-
ternehmen auf dem freien Markt
messen. 
Um deutlich aktiver auf dem
Wohnungsmarkt auftreten und
weitere, städtische Wohnungs-
bauprojekte realisieren zu kön-
nen, sollte die Stadt neben der
gewoge eine neue, zu 100 Pro-
zent städtische Wohnungsbau-
gesellschaft gründen. Eine sol-
che unterläge nicht dem Aktien-
recht und könnte gesellschafts-
politische Ziele wie preiswerten
Wohnraum auch außerhalb
staatlicher Förderung realisieren
oder den Einstieg in klimage-
rechtes Bauen verfolgen. 

Die Linke
Der personelle Wechsel in der

Geschäftsführung hat dazu ge-
führt, dass die gewoge wieder bis
zu 100 Wohneinheiten pro Jahr
neu baut, anstatt nur den vor-
handenen Bestand zu verwalten,
wie dies lange Jahre praktiziert
wurde. Das begrüßen wir sehr.
Der Mangel an erschwinglichen
Grundstücken setzt der gewoge
leider Grenzen für eine höhere
Bautätigkeit. Hier ist die Unter-
stützung der Stadt erforderlich.
Städtische Grundstücke sollten
gemeinsam mit der gewoge ent-
wickelt werden. Zudem sollte die
Stadt konsequent vom „Vor-
kaufsrecht für Dritte“ zugunsten
der gewoge Gebrauch machen.

FDP
Die gewoge ist gerade in der zu
Ende gehenden Wahlperiode ih-
rer bedeutenden Aufgabe im
Neubau auf dem Aachener Woh-
nungsmarkt in gesteigertem Ma-
ße nachgekommen. Die Stadt
und die gewoge als größte Anbie-
ter müssen aber auch ihren Woh-
nungsbestand erhalten und be-
hutsam renovieren: kein Luxus-
oder Neubaustandard in einzel-
nen Objekten, sondern solche
Renovierungen in vernachläs-
sigten Gebäuden, die für einen
auch von den Mieterinnen und
Mietern bezahlbaren Preis mög-
lich sind. 

Piraten
Wir denken, dass die gewoge
stärker als bisher Wohnraum
schaffen und erweitern sollte.
Wir sehen, dass der freie Woh-
nungsmarkt in Aachen gerade
im unteren Preissegment nicht
in der Lage ist, die Nachfrage zu
decken, weil das ggf. rein markt-
wirtschaftlich auch nicht darzu-
stellen ist. Aus unserer Sicht
muss die Stadt die gewoge finan-
ziell entsprechend ausrüsten,
um diese Unzulänglichkeit aus-
zugleichen.

UWG
Die gewoge muss ihre Stellung
im Aachener Wohnungsmarkt
als Korrektiv für einen bezahl-
baren Mietspiegel deutlich aus-

bauen. Die Bautätigkeiten der
gewoge der letzten Jahre waren
noch längst nicht ausge-
schöpft. 

� Der Rat der Stadt Aachen
hat Satzungen geschaffen,
um Leerstand von Wohnun-
gen zu beseitigen bzw. Miss-
stände, die hieraus resultie-
ren, zu beheben. Wie beurtei-
len Sie den Erlass entspre-
chender Verordnungen, um
dem bestehenden Woh-
nungsmangel entgegenzu-
wirken?

CDU
Aktuell haben wir in Aachen kei-
nen nennenswerten Leerstand
von Wohnungen. Wir haben
dennoch die Leerstandssatzung
verabschiedet, um deutlich zu
dokumentieren, dass der Leer-
stand aus spekulativen Gründen
oder die sachfremde Umnutzung
von Wohnungen nicht akzepta-
bel ist.

SPD
Wir stehen für eine sachorien-
tierte, auf den Menschen ausge-
richtete Wohnungsbaupolitik.
Um dieser auch gerecht zu wer-
den, sind Instrumente wie die
Wohnraumschutzsatzung für
Aachen unverzichtbar.

Bündnis 90/Die Grünen
Der Erlass der Wohnraum-
schutzsatzung war lange über-
fällig. Leider können Leerstände
und Zweckentfremdungen, die
bereits vor dem Erlass der Sat-
zung bestanden, nicht angegrif-
fen werden. Somit kann also
nicht gegen bestehenden Leer-
stand vorgegangen, sondern le-
diglich neuer Leerstand verhin-
dert werden. In den Berichten
der Verwaltung zur Praxis der
Anwendung der Satzung geht es
im Schwerpunkt um die Nutzung
von Wohnungen als Ferienwoh-
nungen, die nicht genehmigt
sind. Der Erlass einer Wohn-
raumschutzsatzung ist dennoch
grundsätzlich richtig. Vor allem
langfristig wird die Satzung ein

RRaallff  HHaauuppttss  ((UUWWGG))
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wirksames Instrument zur Ver-
meidung von Leerständen sein.

Die Linke
Die Linke war im Oktober 2012
die erste Fraktion, die den An-
trag auf Erlass einer Leerstands-
satzung  eingebracht hat. Leider
hat es aufgrund wechselnder
Ratsmehrheiten sieben lange
Jahre gedauert, bis die Satzung
endlich beschlossen wurde, und
es fehlt das Personal, um Leer-
stände zu ermitteln und konse-
quent zu sanktionieren. Hier
muss dringend nachgebessert
werden, damit die Satzung Wir-
kung entfalten kann und kein
zahnloser Tiger bleibt.

FDP
Die städtische Zweckentfrem-
dungssatzung halten wir Frei-
en Demokraten für einen unzu-
lässigen Eingriff in die von Arti-
kel 14 GG geschützten Eigen-
tumsrechte. Die von der Mehr-
heit beschlossene Satzung darf
allenfalls für einen beschränk-
ten Zeitraum genutzt werden,
um Leerstände von Wohnun-
gen zu beseitigen und hieraus
resultierende Umstände, wie
die zeitweilige Vermietung an
Touristen und Urlaubsgäste, zu
unterbinden. Wesentlich
zweckdienlicher ist jedoch der
neue qualifizierte Mietspiegel,
nach dem eine Mietpreiserhö-
hung nur noch bis zur ortsübli-
chen Vergleichsmiete möglich
ist.

Piraten
Nach den uns vorliegenden Zah-
len hält sich der Wohnungsleer-
stand in Aachen in Grenzen. Die
Satzung kann dennoch im Ein-
zelfall ein wichtiges Instrument
sein, um einer unnötigen Ver-
schlimmerung des Wohnungs-
mangels entgegenzuwirken.
Wir gehen aber davon aus, dass
das Instrument eher die Situati-
on im Quartier vor Ort verbes-
sern kann, aber keine große
Auswirkung auf den gesamt-
städtischen Wohnungsmangel
hat.

UWG
Wir begrüßen absolut jegliche
Art von Gegenwehr hinsichtlich
des fahrlässigen Leerstandes
von Gebäuden durch die Vermie-
ter. Diese Verordnungen sind
zum Glück nun installiert wor-
den. Die juristische Wirkung
können wir nicht beurteilen. Al-
lein aber, dass die Stadt sich end-
lich diesem Thema proaktiv zu-
wendet und eine Gegenwehr ver-
sucht, ist besonders wertvoll. 

� Die Knappheit an Bauland
innerhalb von Aachen macht
gegebenenfalls eine gemein-
same Aktion innerhalb der
Städteregion Aachen not-
wendig. Wie sind ihre Ambi-
tionen bezogen auf die Städ-
teregion Aachen?

CDU
Aus den Beratungen zum Flä-
chennutzungsplan wissen wir,
dass innerhalb der Stadt Aachen
nicht hinreichend viele Flächen
verfügbar sind, um die Woh-
nungsbedürfnisse aller zu befrie-
digen. Wir haben deshalb die
Verwaltung der Stadt beauftragt,
mit der Städteregion und den an-
gehörigen Kommunen Gesprä-
che zu führen, um interkommu-
nale Wohngebiete in der Region
auszuweisen. Bei Gewerbeflä-
chen kooperieren wir ja bereits
mit der Städteregion und ihren
Kommunen.

SPD
Wir als SPD sind mit die Ersten
gewesen, die die Zusammenar-
beit von Stadt und Städteregion
Aachen im Bereich der Wirt-
schaftsförderung befürworten
und unterstützen. Dazu gehört
auch der Bau interkommunaler
Gewerbegebiete. Dieses Modell
und die Kooperation mit der
Städteregion müssen wir weiter
ausbauen, um Aachens Attrakti-
vität als Wohn- und Lebensraum
für alle Menschen langfristig zu
erhalten.

Bündnis 90/Die Grünen
Neue Wohnungsbauflächen

sind in Aachen rar. Wo möglich,
sollten über Nachverdichtung
freistehende Flächen genutzt,
Aufstockungen und der Dachge-
schossausbau vorangetrieben
werden. Die weitere Versiege-
lung von Flächen ist nur in sehr
eingeschränktem Maße möglich.
Daraus ergibt sich fast zwangs-
läufig, dass der Wohnungsmarkt
wie auch die Gewerbeflächenpo-
litik städteregional betrachtet
werden müssen. Dafür will ich
mich aktiv einsetzen und zeitnah
Sondierungsgespräche führen.

Die Linke
Auch in Alsdorf, Stolberg und
Simmerath ist es schön. Die Lin-
ke unterstützt jede Initiative, da-
mit auch in der Städteregion
mehr preiswerter Wohnraum
entsteht. Menschen müssen sich
aber ohne finanziellen Zwang
dazu entscheiden können, dort
zu wohnen. Sie dürfen nicht
dorthin verdrängt werden, weil
in Aachen keine bezahlbaren
Wohnungen mehr zu finden
sind. Aus diesem Grund bleibt
unser Schwerpunkt auch zu-
künftig die Sicherstellung der
Daseinsvorsorge mit bezahlba-
rem Wohnraum in der Stadt Aa-
chen.

FDP
Da Bauland auf dem Gebiet der
Stadt Aachen auch nach Inkraft-
treten des neuen Flächennut-
zungsplans sehr rar bleiben
wird, muss die Stadt auch im
Wohnungsbau in der Tat mehr
mit der Städteregion und den an-
deren neun regionsangehörigen
Gemeinden zusammenarbeiten,
wie dies beispielsweise bei der
Ausweisung neuer Gewerbege-
biete außerhalb der Stadtgren-
zen geplant ist. Denn Ziel der
Gründung dieser neuen kommu-
nalen Gebietskörperschaft war ja
die Schaffung von Synergieef-
fekten für den ehemaligen Land-
kreis und die Stadt Aachen. Al-
lerdings muss der Stadt dann
auch als Ausgleich für fehlende
Landesmittel und die Inan-
spruchnahme der städtischen

Infrastruktur ein finanzieller
Ausgleich gewährt werden.

Piraten
Der angespannte Wohnungs-
markt in Aachen erzeugt auto-
matisch auch die Notwendig-
keit, sich nach Optionen im Um-
land umzusehen. Aus unserer
Sicht muss dabei aber vor allem
die Mobilität beachtet werden,
weil Aachen schon heute einen
riesigen Überschuss an Einpend-
ler*innen hat. Wir wollen dieser
Problematik durch einen massi-
ven Ausbau des ÖPNV-Angebots
– zeitlich wie räumlich – begeg-
nen und sehen Aachen dabei na-
türlich als Teil der Städteregion
und der Euregio. Die Zusammen-
arbeit zwischen den einzelnen
Kommunen ist aus unserer Sicht
sehr ausbaufähig. Wir streben ei-
ne deutlich engere Verzahnung
von Planungen an, gerade in den
Bereichen Wohnungsbau, Ge-
werbegebiete und Mobilität.

UWG
Nach unserer Einschätzung
müssen wir die Erhöhung des
Wohnraumes innerhalb der
Stadtgrenzen mit klarer Priorität
weiterführen. Regionale Vernet-
zungen, ÖPNV-Anbindungen,
Verdichtungen von Wohnräu-
men, all das sind ökologische As-
pekte der kommenden Transfor-
mation einer klimaneutralen
Stadt. Die Auslagerung von
Wohnraum in die Gemeinden
der Städteregion wird nur noch
zu mehr Pendlerverkehr, Park-
Suchverkehr und Einkaufsver-
kehr sorgen. Unser Eindruck ist
der, dass die im FNP 2020 ausge-
wiesenen Grundstücksflächen
für Wohnraum von der Verwal-
tung mit einem deutlich zu gerin-
gen Maß an Dichte belegt wer-
den. Wir sehen hier durchaus
noch Kapazitäten hinsichtlich
einer architektonisch-städte-
baulich anspruchsvollen Nach-
verdichtung.                                             �


